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1. Überblick 

Im Folgenden soll ein Beurteilungsraster mit vier Kriterien zur Bewertbarkeit von Par-
tizipationsangeboten vorgestellt und erläutert werden. Es handelt sich um ein er-
gänzendes schnelles Kurz-Verfahren, das bei Zeitmangel Berücksichtigung finden 
kann, intensivere Verfahren aber nicht ersetzen soll. 

Außerdem soll kurz begründet werden, warum man diese vier Zielvariablen ganzheit-
lich betrachten sollte. 

2. Kriterien der politischen Bewertung von Partizipationsange-
boten 

Beteiligungsangebote – gleichgültig in welcher speziellen „Mixtur“ von Formen und 
Inhalten (Verhältnis von Strategien/Methoden, Aktionsfeldern, Themen und Ziel-
gruppen) „verabreicht“ – sind kategorisierbar und bewertbar. 

Das muss grundsätzlich anhand der konkreten Zielsetzungen und Bedürfnisse vor 
Ort geschehen (Was ist für uns in unserer besonderen Situation brauchbar?). Dieser 
Punkt ist an dieser Stelle aber nicht in verallgemeinerter Form zu klären. Er bleibt 
aber wichtig und muss immer ergänzend mitgedacht werden, bis die lokalen Infor-
mationen zur Verfügung stehen – im Abgleich mit den unten beschriebenen vier Kri-
terien. 

Die andere Möglichkeit neben der hier vorgestellten besteht darin, differenzierte 
Standards (Qualitätskriterien) guter Partizipation für Beteiligungsangebote einzu-
setzen. Geeignete Standards hierfür sind erst in der letzten Zeit entwickelt, aber 
noch nicht auf breiter Basis implementiert worden (Roth 2006, Meinhold-Henschel 
2007, Stange in diesem Band). Diese Qualitätskriterien verdienen eine intensivere 
und breitere Auseinandersetzung. 

Unabhängig davon erscheint es aber sinnvoll, auch ein sehr kurzes und schnelles In-
strument zur Verfügung zu haben. Deshalb wird im Folgenden in Anlehnung an Det-
jen ein einfaches Beurteilungsraster mit vier Kriterien in der Form von Zielvariablen 
(Was soll vorrangig erreicht werden?) vorgeschlagen (Detjen 2000, S. 56). Es handelt 
sich hier aber nur um ein ergänzendes und schnelles Kurz-Verfahren, das bei Zeit-
mangel Berücksichtigung finden kann, aber die intensiveren Verfahren nicht erset-
zen soll. 

Wenn man Beteiligungsangebote politisch bewerten will, sollten diese Zielvariablen 
(Kriterien) in ihrem Verhältnis zueinander betrachtet werden. Dies sollte im Sinne ei-
nes Optimierungsmodells geschehen, bei dem die vier Zielvariablen in einem sinn-
vollen Spannungsverhältnis zueinanderstehen. Einzelne Zielvariablen dürfen nicht 
einseitig überbetont und zulasten der anderen Variablen maximiert werden. 

Die vier Zielvariablen sind: 

• Partizipationsgrad und -intensität 
• Gesamtstruktur/Gesamtkonzeption 
• Transparenz 
• Effizienz 

Dabei wurde gegenüber Detjens Entwurf, der nur drei Zielvariablen enthält, als vier-
ter Punkt die Dimension Gesamtstruktur/Gesamtkonzeption hinzugefügt und der 
Punkt Partizipation im Sinne von Partizipationsgrad und -intensität erweitert inter-
pretiert. 



 

 

2.1 Partizipationsgrad und -intensität 

Jedes Partizipationsangebot lässt sich sehr schnell danach einschätzen, ob der ge-
währte Beteiligungsgrad eher gering oder intensiver und weitereichender ist (vom 
einfachen Informationsrecht bis hin zu echten Entscheidungsrechten). 

Partizipationslevel (Intensität der Einflussnahme) 

Mitwirkung am Willensbildungs- und Entscheidungsprozess: 

• Informationsrecht 
• Anhörungsrecht 
• Initiativrecht 

Entscheidungsrechte: 

• Entscheidung durch die „Basis“ 
• Mitentscheiden/Mitbestimmen) 

Direkte oder indirekte (mittelbare oder unmittelbare) Demokratie 

Werden die Beteiligungsrechte indirekt über gewählte und delegierte Vertreter aus-
geübt oder durch die Betroffenen selber (direkt)? 

Reichweitendifferenzierung der Partizipation 

Beteiligungsrechte können thematisch begrenzt sein oder nicht. Partizipation zielt 
auch auf einen bestimmten Kreis von jeweils Beteiligungsberechtigten. Das können 
z. B. Ziel- gruppen sein mit örtlicher, altersmäßiger, institutioneller und organisati-
onsbezogener Differenzierung. Auch der Aspekt der Öffentlichkeits- oder Popularpar-
tizipation (alle sind berechtigt) einerseits bzw. der reinen Betroffenenpartizipation 
(nur direkt Betroffene werden beteiligt) andererseits spielt hier eine Rolle. 

2.2 Gesamtstruktur/Gesamtkonzeption 
Beteiligungsangebote dürfen nicht singulär konzipiert sein und einfach einzelne, 
isolierte und punktuelle Maßnahmen eher zufällig „in die Welt setzen“. Sie sollten 
immer eingebunden sein in ein Gesamtkonzept, das alle relevanten Strukturen und 
lokalen Beteiligungsbedingungen berücksichtigt. Das bedeutet, dass z. B. die struk-
turelle Verankerung in Politik und Verwaltung bewusst und sichergestellt sein muss. 
Eine nachhaltige Grundausrichtung und eine Vermeidung von Einseitigkeiten, etwa 
durch nicht angepasste Konzentration auf selektierte Zielgruppen, Aktionsfelder, 
Themen oder die Bevorzugung einseitig ausgewählter einzelner Partizipationsstra-
tegien und Methoden müssen sichergestellt sein. 

Das Augenmerk sollte auf der Entwicklung intelligenter neuer Wege der Interessenar-
tikulierung und -aushandlung liegen, die die traditionellen parlamentarischen For-
men mit der direkten Demokratie und den informellen, unkonventionellen Formen 
verbinden. 

2.3 Transparenz 
Die Zielvariable Transparenz bedeutet zunächst einmal, dass das Beteiligungsver-
fahren und die Ergebnisse für die Beteiligten, Betroffenen sowie auch Außenstehen-
de und die Öffentlichkeit immer  nachvollziehbar und  durchschaubar sein  sollen.  
Zum  anderen bedeutet Transparenz auch Offenheit und Zugänglichkeit des Beteili-
gungsangebotes für alle Gruppen. 

2.4 Effizienz 
Effizient ist ein Beteiligungsangebot, wenn seine Leistungsfähigkeit „gemessen an 
der Zeit-Kosten-Nutzen-Relation“ belegbar ist. „Kriterien der Effizienz sind zum ei-
nen die Stärkung der Motivation und Identifikation der Partizipierenden, zum ande-



 

 

ren der politische Wirkungsgrad der Beteiligungsform selbst. … Es muss auch ge-
fragt werden dürfen, ob der Einzelne überhaupt genügend motiviert ist, die ihm ein-
geräumten Partizipationsmöglichkeiten zu ergreifen. Denn für ihn macht politische 
Beteiligung doch nur dann Sinn, wenn er eine Chance sieht, wirksam die betreffende 
Entscheidung beeinflussen zu können. Die Beteiligungsformen unterscheiden sich 
diesbezüglich sehr deutlich. Es müssen aber auch die Kosten gesehen werden, die 
die Inanspruchnahme eines Beteiligungsinstrumentes verursacht. Zu den Kosten 
gehört zum einen der finanzielle, zeitliche und organisatorische Aufwand. Zum ande-
ren ist der ungewisse Ausgang einer politischen Initiative natürlich auch als Kosten-
faktor zu verbuchen.“ (Detjen 2000, 56) 

2.5 Optimierungsmodell 
Das gesamte Ensemble der kommunalen Beteiligungsangebote – nicht nur für Er-
wach- sene, sondern auch für Kinder und Jugendliche – kann nun unter Heranzie-
hung der vier Zielvariablen (Kriterien) im Rahmen eines Optimierungsmodells be-
trachtet und eingeschätzt werden. 

Dabei stellt sich schnell heraus, dass es zu großen Problemen führt, wenn man – 
was derzeit durchaus üblich ist – „nur einen Zielwert maximiert. So könnte eine Ma-
ximierung von Partizipation(sgrad und -intensität, W. S.) zu selbst ernannten ‚Profi- 
Partizipierern’ führen und ein undurchdringliches Dickicht an Gremien, Beiräten und 
Einflusskanälen geschaffen werden. Transparenz allein könnte Unverbindlichkeit 
fördern und Datenschutzbelange gefährden. Die ausschließliche Berücksichtigung 
von Effizienz allein könnte den Kreis der Partizipanten klein halten, der dann freilich 
hoch motiviert wäre“ (Detjen 2000, S. 56). 

Auch bei Kindern und Jugendlichen sind diese Phänomene bekannt: In bestimmten 
Jugendparlamenten gibt es im Laufe der Zeit regelrechte jugendliche „Topexperten“, 
die alles „managen“ – um nicht zu sagen: „alles an sich reißen“ – und andere weni-
ger artikulationsfähige Jugendliche ausschließen. Manche Beteiligungskonzepte 
sind so filigran, redundant und aufwändig, dass in diesem „Dickicht“ zum Schluss 
kein Jugendlicher mehr durchblickt (z. B. Nebeneinander von intensiver Projektkul-
tur, selbst organisierten Freizeitangeboten, kommunalem Jugendparlament, Stadt-
schülervertretung und den Jugendverbänden mit dem Stadtjugendring, der wiede-
rum im kommunalen Jugendausschuss vertreten ist und für alle redet). Manche auf-
wändigen und intensiven Transparenzversuche über ein Wirrwarr an Plakaten, Fol-
dern, konkurrierenden Homepages und unkoordinierten Treffen erhöhen den Partizi-
pationsgrad und das Engagement nicht unbedingt. 

Im Rahmen einer Optimierungssichtweise wird versucht, solche Fehlentwicklungen 
zu vermeiden. Zu einem konsequenten Qualitätsmanagement (siehe hierzu den ent-
sprechenden Beitrag in diesem Band) gehört genau diese ganzheitliche Sichtweise 
auf dem Hintergrund einer permanenten Verbesserungskultur. 

  



 

 

3. Zusammenfassung 

Es wurden vier Kriterien zur politischen Bewertung von Partizipationsangeboten auf-
gezeigt. 

1. Partizipationsgrad und -intensität 

2. Gesamtstruktur/Gesamtkonzeption 
Hier sind die Gesamtbetrachtung und die strukturelle Verankerung in der Kommune 
von entscheidender Bedeutung. 

3. Transparenz 
Projekte müssen immer nachvollziehbar und durchschaubar sein. 

4. Effizienz 
Nicht nur die Zeit, die Kosten und der Nutzen sind von enormer Bedeutung, sondern 
auch die Motivation der Teilnehmenden und ihre Identifikation mit dem Projekt. 

Besondere Beachtung verdient der Gesichtspunkt der Ganzheitlichkeit. Ein gutes 
Partizipationsprojekt kann nur gelingen, wenn man alle vier Kriterien miteinander 
verknüpft und keines auslässt (Optimierungsansatz und permanente Verbesse-
rungskultur). 
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